 „Demokratisierung in Afrika – DR Kongo“ 
„EINE HISTORISCHE CHANCE …“
für Frieden, Stabilität und Entwicklung in der Region der Großen Seen in Afrika nannte Louis Michel, EU Kommissar für Entwicklung und humanitäre Hilfe in einem Statement vor dem UN-Sicherheitsrat  das Wahljahr 2006 in der DR Kongo.    

25 Millionen kongolesische Wählerinnen und Wähler wurden im Herbst 2005 landesweit, in einem Staatsgebiet der Größe Westeuropas, registriert. Im Dezember nahmen sie mit 80% Ja-Stimmen  die neue demokratische Verfassung des Kongo an und bekundeten so ihren politischen Willen zur Demokratie. 
Diese Verfassung trat am 18. Februar 2006 nach der feierlichen Proklamation durch Präsident Joseph Kabila in Kraft.  
Vom 31. Juli an ist das kongolesische Wahlvolk von der amtierenden Interimsregierung aus Konfliktkontrahenten/Warlords und Vertretern der Zivilgesellschaft zur Direktwahl des zukünftigen Staatspräsidenten aufgerufen. In einem zweiten Wahlgang wird erstmals seit 40 Jahren ein demokratisch legitimiertes Parlament in der DR Kongo gewählt. Im dritten Wahlgang finden landesweite  Regionalwahlen statt.   
Der Wahlkampf wird zeigen, ob die politischen Parteien, die sich aus Eliten der ehemaligen Rebellenarmeen mit ihrem Hunger nach militärischer und wirtschaftlicher Macht gebildet haben, zu politisch agierenden, zivilen Repräsentanten einer geeinten Staatsmacht geworden sind. Und ob sie der allerorts wieder zunehmenden Polarisierung der Gesellschaft, den gefährlichen Tendenzen zu rassistischer, ethnisch motivierter Gewalt  entgegenwirken können.    
Alle großen Parteien, auch die aus zivilgesellschaftlichen Wurzeln entstandenen, haben eine regionale, durch ihre ethnische Zugehörigkeit zu Clans und Stämmen gebundene Machtbasis. Alle unterhalten bewaffnete Milizen aus ihrer Anhängerschaft, die sogenannten „militants des partis politiques“.

Die „Hot Spots“ dieser Wahlen werden in den ressourcenreichen ostkongolesischen Krisengebieten, um Ituri, in den Kivus und in der Provinz Katanga liegen, wo der Konflikt weiterhin virulent ist. Dort bilden sich neue bewaffnete Rebellengruppen, die wieder ethnische Spannungen schüren, deren Kampftaktik wieder genozidale Züge aufweist.           
Nach den Wahlen, mit der konstituierenden Sitzung des Parlaments und dem Amtsantritt des gewählten Präsidenten wird die von den Vereinten Nationen überwachte Transition der DR Kongo aus einem blutig ausgetragenen 9-jährigen regionalen und innerstaatlichen Konflikt in einen demokratisch begründeten, autonomen Staat offiziell beendet.
Die Menschen im Kongo hoffen auf einen friedlichen Machtwechsel und auf eine Regierungsbildung ohne Gewaltakte und ohne erneutes Aufbrechen regionaler und ethnischer Konflikte. 
Sie haben die allerhöchsten Erwartungen an einen nachhaltigen, über die Wahl hinausgehenden Demokratisierungsprozeß, der den Aufbau eines integrativen, funktionsfähigen Staates vorantreibt, in dem demokratische Institutionen Konflikte gewaltfrei lösen können.
Sie wollen ein starkes Parlament, das die Regierung bei Machtmissbrauch und Korruption zur Verantwortung ziehen kann, unterstützt von einer unabhängigen Justiz, einer freien Presse und einer vitalen Zivilgesellschaft.  

Es ist die Vision eines kongolesischen Staates, in dem Armutsbekämpfung, gerechte Verteilung des großen Reichtums an natürlichen Ressourcen und das gleiche Recht aller auf den Zugang zu Bildung, Gesundheit, Gerechtigkeit, Verwaltung und Kultur wahr werden. 
„TOTE KONGOLESEN KÖNNEN NICHT MEHR WÄHLEN …“

sagte Gordon Kihuguru, Leiter des Programms zur Regionalentwicklung im Planungsministerium der DR Kongo im Februar in Brüssel. Er appellierte an die internationale Staatengemeinschaft, über dem Engagement für den politischen Prozeß und die demokratischen Wahlen nicht „die Tausenden von Toten zu vergessen, die der furchtbare Konflikt im Ostkongo Woche für Woche weiterhin verursacht“.    

Über 4 Millionen Menschen sind in diesem Konflikt bereits gestorben. Pro Monat sterben im Ostkongo  38. 000 Menschen durch Kriegshandlungen und schwere Menschenrechtsverbrechen, an Krankheiten, Unterernährung, auf der Flucht, durch den Mangel an humanitärer Hilfe. 

Seit dem Beginn des Konflikts 1997 sank die Lebenserwartung im Kongo um 10 Jahre.
Die Auswirkungen der gegenwärtigen humanitären Katastrophe betreffen das gesamte Land. 1,6 Millionen Menschen wurden vertrieben, in Katanga und Nord-Kivu flüchteten im Februar erneut 200. 000 Menschen. Den 1,7 Millionen Heimkehrern fehlt jede Existenzgrundlage.

Neben Rebellengruppen werden im Ostkongo Soldaten der neuen kongolesischen Regierungsarmee zu einer schweren Bedrohung für die lokale Bevölkerung. Bei Einsätzen zur Entwaffnung von Rebellen werden sie zu Marodeuren und Plünderern in den Dörfern, während ihre  Soldzahlungen in großem Stil bei korrupten höheren Chargen aller Ebenen „hängenbleiben“.  
Die neue Regierung wird vor großen Herausforderungen stehen. Das Land ist nach neun Konfliktjahren vollgepumpt mit Waffen, Kriegsherrren aller Konfliktparteien ließen sich mit Milliardeneinnahmen u.a. aus gefälschten, überhöhten Soldlisten zum Frieden in der Transitionsperiode „einkaufen“. Die Sorge um den Frieden nach den Wahlen wächst. Von den neuen  Machtverhältnissen enttäuschte Warlords könnten ihre ehemaligen Kämpfer – deren Anzahl auf rd 100. 000 gechätzt wird – zu den Waffen rufen.   
Die Unumkehrbarkeit des Friedensprozesses in der DR Kongo zu sichern, die Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen vom Kreislauf der Gewaltökonomie abzukoppeln und die Belebung der  sicherheitspolitischen und wirtschaftspolitischen Zusammenarbeit in der Region der Großen Seen sind die vorrangigen Aufgaben.    
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